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Keine weitere Biologisierung des Abstammungsrechts!
LSVD+ nimmt Stellung zur geplanten Reform der Vaterschaftsanfechtung

Berlin, 14. August 2025. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat einen

Entwurf zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur Vaterschaftsanfechtung

vorgelegt. Der LSVD+- Verband Queere Vielfalt hat mit Fokus auf queerpolitische Aspekte

Stellung genommen. Dazu erklärt Patrick Dörr aus dem Bundesvorstand des LSVD+:

Der vorliegende Referentenentwurf sieht eine weitere biologistische Verschiebung des

Abstammungsrechts vor, während eine kohärente Gesamtreform weiterhin fehlt. Die geplanten

Änderungen gehen z.T. erheblich über die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts hinaus.

Deutlich wird eine einseitige Privilegierung der Rechtsstellung des „leiblichen“ Vaters gegenüber

den Interessen des Kindes, der rechtlichen Mutter und des rechtlichen Vaters. Damit wird die

Bedeutung sozialer Elternschaft und die gelebte Realität vieler Familien verkannt. Insbesondere

das geplante weite Anfechtungsrecht auch für private Samenspender bei gleichzeitigem Fehlen

der Möglichkeit rechtsverbindlicher vorgeburtlicher Vereinbarungen birgt große Risiken für queere

Familien. Die vom Bundesverfassungsgericht eingeräumte Möglichkeit der Einführung von

Mehrelternschaften wurde nicht hinreichend geprüft.

Wir kritisieren, dass das Bundesverfassungsgericht vor Bearbeitung der „Nodoption“-Verfahren

über das Anfechtungsrecht entschieden hat. Der Ausschluss von v.a. Zwei-Mütter-Familien

wird in mittlerweile sieben Normenkontrollanträgen und einer Verfassungsbeschwerde

als verfassungswidrig [https://www.lsvd.de/de/ct/14720-weiteres-gericht-haelt-das-

abstammungsrecht-fuer-verfassungswidrig]  bewertet. Die Verfahren der „Nodoption“-Familien

sind z.T. seit 2021 beim Bundesverfassungsgericht anhängig. Noch immer hat das Gericht nicht

über diese Fälle entschieden, mittlerweile sind sogar Verzögerungsrügen erfolgt.

Wir fordern nun von der Legislative, keine weitere biologistische Teillösung zu schaffen, sondern

endlich ein verfassungskonformes Gesamtkonzept für die Reform des Abstammungsrecht

vorzulegen, das sich maßgeblich am Kindeswohl orientiert.

Hier [/de/ct/15196-Referentenentwurf-eines-Gesetzes-zur-Umsetzung-des-Urteils-des-

Bundesverfassungsgerichts-zur-Vaterschaftsanfechtung]  zur ausführlichen queerpolitischen

Stellungnahme.

Weiterlesen:

- Weiteres Gericht hält das Abstammungsrecht für verfassungswidrig [https://www.lsvd.de/de/

ct/14720-weiteres-gericht-haelt-das-abstammungsrecht-fuer-verfassungswidrig]

- Regenbogenfamilien anerkennen [/de/politik/lebensrealitaeten/regenbogenfamilien-anerkennen]

- Wollen CDU/ CSU und SPD auch Verantwortung für LSBTIQ* übernehmen? [https://

www.lsvd.de/de/ct/14206-wollen-cdu/csu-und-spd-auch-verantwortung-fuer-lsbtiq-uebernehmen-]
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Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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